
Muster 12: 
Antrag auf Absehen von der Vollstreckung

Staatsanwaltschaft Karlsruhe
Akademiestr. 6–8
76113 Karlsruhe

– … VRs … –

In der Strafvollstreckungssache

betr. …

wegen …

beantrage ich,

gemäß § 456a Abs. 1 StPO von der weiteren Vollstreckung der durch Urteil des Landgerichts Karlsruhe – Az. … – verhängten Freiheitsstrafe abzusehen.

Gründe:
I.
Mit Urteil vom (…) sprach das Landgericht Karlsruhe den Verurteilten der unerlaubten Einfuhr von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge schuldig; es verhängte eine Gesamtfreiheitsstrafe von 3 Jahren und 6 Monaten, von der zwischenzeitlich 1 Jahr und 5 Monate verbüßt sind.

Mit Bescheid vom (…) verfügte das Ausländeramt die Ausweisung; nachdem der Verurteilte auf die Einlegung von Rechtsmitteln verzichtete, ist die Ausweisungsverfügung seit dem (…) bestandskräftig.

II.
Dem Verurteilten steht ein eigenes Antragsrecht zu; der Antrag ist nicht fristgebunden und somit zulässig.

III.
Der Antrag ist auch begründet.

1.
Die gegen den Verurteilten ergangene Ausweisungsverfügung ist bestandskräftig; die Voraussetzungen des § 456a Abs. 1 StPO liegen somit vor (vgl. LR-Graalmann-Scheerer StPO, § 456a Rn. 10).

2.
Soweit der Vollstreckungsbehörde somit ein Ermessensspielraum eröffnet ist, ist auf die Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums über das Absehen von der Verfolgung gemäß § 154b StPO und von der Vollstreckung gemäß § 456a StPO bei Ausländern, die ausgeliefert oder ausgewiesen werden sollen vom 29.6.2011 (Die Justiz 2011, 197 ff.) zu verweisen; zwar ist danach die Anordnung in der Regel erst zum Halbstrafenzeitpunkt vorgesehen. Gemäß Abs. 3 Satz 1. a) kann jedoch bereits vor dem Halbstrafenzeitpunkt von der weiteren Vollstreckung abgesehen werden, wenn bei Fortsetzung der Vollstreckung mit der bedingten Entlassung zum Halbstrafenzeitpunkt zu rechnen wäre. Dies ist vorliegend der Fall.


– 
der Verurteilte verbüßt erstmalig Strafhaft; zum Zeitpunkt der Verurteilung war er nicht vorbestraft;


– 
aufgrund der zum Tatzeitpunkt vorhandenen Drogen- und Spielsucht ging das erkennende Gericht von einer erheblich verminderten Schuldfähigkeit (§ 21 StGB) aus;


– 
zugleich hat es dem Verurteilten dessen erhebliche Aufklärungshilfe zugute gehalten und den Strafrahmen der Vorschrift des § 31 BtMG entsprechend gemindert;


– 
in den Fällen 19–31 hat es darüber hinaus die Voraussetzungen eines minder schweren Falles angenommen und insoweit nur kurzzeitige Freiheitsstrafen von jeweils 4 Monaten verhängt;


– 
über die Aufklärungshilfe hinaus hat die Strafkammer das umfassende rückhaltlose Geständnis strafmildernd berücksichtigt,


so dass Milderungsgründe von solchem Gewicht vorliegen, die bei der gebotenen Gesamtwürdigung „besondere Umstände“ i.S.d. § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB begründen.

3.
Unabhängig davon sind auch folgende weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, die für ein frühzeitiges Absehen von der weiteren Vollstreckung sprechen.


Der Verurteilte spricht kaum deutsch; da seine Familie nach seiner Inhaftierung und dem damit verbundenen Verlust der sozialen Existenz in seine Heimat zurückkehrte, erhielt er während der gesamten Haftzeit keinen Besuch. Die daraus resultierende Isolation führte zu psychosomatischen Beschwerden, wegen derer sich der Verurteilte in der Zeit von … bis … im Anstaltskrankenhaus aufhielt.


Die vorgenannten Gesichtspunkte sind ebenfalls zu berücksichtigen, da § 456a StPO nicht ausschließlich der Entlastung des deutschen Strafvollzugs, sondern vor allem auch den berechtigten Interessen des inhaftierten Ausländers dient (vgl. Groß Zum Absehen von der Strafvollstreckung, StV 1987, 36 m.w.N.); besondere Härten, die aufgrund der Haftsituation entstehen, sollen ebenso ausgeglichen werden, wie sonstige Nachteile wie z.B. die erneute Bestrafung im Heimatland oder der Verlust der inländischen Existenzgrundlage.


Zutreffend heißt es in der Allgemeinen Verfügung des Justizministeriums Brandenburg (JMBl. 1997, 38):


„Die anhaltende starke Belegung der Justizvollzugsanstalten des Landes macht es erforderlich, Maßnahmen nach § 456a StPO möglichst frühzeitig zu prüfen, um so zu einer Entlastung des Strafvollzuges und zur Vermeidung von Haftkosten beizutragen. (…) Für die Anwendung des § 456a StPO spricht zudem die Tatsache, dass Ausländer im Strafvollzug wegen ihrer Herkunft aus anderen Kulturkreisen sowie wegen bestehender Sprachbarrieren an vielen Erziehungs- und Freizeitprogrammen nicht teilnehmen können und von Vollzugslockerungen oftmals ausgeschlossen sind.“


Nach alledem ist die Anordnung gemäß § 456a StPO bereits zum jetzigen Zeitpunkt gerechtfertigt.


Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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